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Auch die Forderung des BürgerForums nach einem steuerlichen Freibetrag für jeden Erwachsenen 

und für jedes Kind in Höhe von 12.000 Euro findet in der Bevölkerung eine klare Mehrheit (53 Pro-

zent stimmen „voll und ganz“ zu). 

Gesamtergebnisse: Ausschuss Finanzen

Die Bürger sollten so viel wie möglich eigenverantwortlich 
entscheiden. Der Staat sollte nur dort eingreifen, wo die 
Bürger überfordert sind

Es sollte in unserem Steuersystem weniger Ausnahmeregelungen
und weniger Abschreibungsmöglichkeiten geben

Menschen, die sich aufgrund von Alter, Krankheit oder 
Berufsunfähigkeit nicht durch eigene Arbeit ernähren können, 
müssen vom Staat stärker als bisher unterstützt werden

Die Staatsverschuldung muss abgebaut werden, der Staat 
sollte nicht mehr Geld ausgeben dürfen als er einnimmt

Für jeden Erwachsenen und jedes Kind sollte ein Betrag von 
12.000 Euro pro Jahr steuerfrei bleiben

Bei der Verwendung von Steuermitteln sollten wirtschaftliche 
Aspekte stärker berücksichtigt werden, es sollte eine strengere 
Kosten-Nutzen-Abwägung vorgenommen werden

Alle staatlichen Subventionen müssen regelmäßig überprüft 
und gegebenenfalls zeitlich befristet oder ganz gestrichen 
werden

Die Verwendung der Steuermittel von Bund und Ländern 
sollte stärker kontrolliert werden

Der Staat sollte stärker kontrollieren, wer wirklich bedürftig ist. 
Der Missbrauch von Sozialleistungen sollte vom Staat besser 
bekämpft und härter bestraft werden

Die Steuergesetze in Deutschland müssen vereinfacht, 
für die Bürger verständlicher werden

Angaben in Prozent

Es stimmen dieser Forderung zu: unentschiedeneher nicht eher javoll und ganz
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Abbau der Staatsverschuldung – Verbot der Kreditfinanzierung in 
Art. 115 GG
Die wachsende Staatsverschuldung schränkt nach Meinung des BürgerForums den politischen 

Handlungsspielraum ein und belastet die heutigen und zukünftigen Generationen. Das BürgerForum 

fordert deshalb durch eine Neuformulierung des Art. 115 GG sicherzustellen, dass staatliche Ausga-

ben nicht mehr durch die Aufnahme von Krediten finanziert werden dürfen. Ausnahmen sind nur 

unter sehr restriktiven Bedingungen überhaupt zulässig und mit klaren Tilgungsverpflichtungen 

verbunden. Dieser Forderung stimmen in der Bevölkerung 50 Prozent „voll und ganz“ und weitere 

40 Prozent mit „eher ja“ zu. Auch dem Vorschlag des BürgerForums, alle staatlichen Subventionen 

regelmäßig zu überprüfen und sie entweder zeitlich zu befristen oder ganz zu streichen, stimmen 61 

Prozent aller Menschen in Deutschland vorbehaltlos zu und weitere 30 Prozent immerhin mit „eher 

ja“, während lediglich vier Prozent einem solchen Vorschlag eher ablehnend gegenüberstehen.

Staatsaufgaben – Eigen- und Staatsverantwortung neu sortieren
Zur Herstellung von mehr Gerechtigkeit in der Marktwirtschaft hat sich das BürgerForum dafür 

ausgesprochen, die finanziellen Sozialleistungen des Staates durch mehr Eigenverantwortlichkeit 

der Bürger und durch eine gerechtere Verteilung zu optimieren. Dabei plädiert das BürgerForum 

für eine neue Balance zwischen der Eigenverantwortung des Einzelnen und der Staatsverantwor-

tung für den Einzelnen. Neben mehr Eigenverantwortung und Eigeninitiative des Einzelnen schlägt 

das BürgerForum ergänzend für alle Bürger eine staatliche Garantie gewisser „Grundleistungen“ 

vor, wobei die konkrete Leistungsgewährung allerdings einer ständigen Kontrolle unterliegen soll. 

Dem Grundtenor des BürgerForums, dass die einzelnen Bürger so viel wie möglich eigenverantwort-

lich entscheiden sollen und der Staat nur dort eingreifen soll, wo der einzelne Bürger überfordert 

ist, stimmt allerdings nur knapp ein Drittel der Bevölkerung „voll und ganz“ zu. Die Mehrheit der 

Menschen in Deutschland (52 Prozent) stimmen nur etwas vorsichtiger mit „eher ja“ zu, während 

immerhin 14 Prozent diesen Tenor sogar eher ablehnen.

Internationale Standards für eine global gerechte 
Marktwirtschaft

Ausschuss Globalisierung
Der Ausschuss Globalisierung hat breite Zustimmung im BürgerForum für Problemlösungen erhal-

ten, die für eine Stärkung ethischer Grundlagen im Wirtschaftsleben sorgen, die Beteiligung der 

Bürger an politischen Entscheidungsprozessen ausbauen und verbindliche internationale Standards 

für global operierende Untenehmen durchsetzen sollen.

Ethisches Wirtschaften – Chancen für bewusste Verbraucher stärken
Für die Durchsetzung ethischen Wirtschaftens will das BürgerForum die Chancen für bewusstes Ver-

braucherverhalten stärken. So sollen mit einer „Ampel der Fairness“ alle Produkte gekennzeichnet 
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In den Städten und Gemeinden sollten Jugendparlamente 
eingeführt werden, die über Fragen entscheiden dürfen, die 
Jugendliche betreffen

Im Fernsehen sollte es mehr politische Informationssendungen 
geben, mehr politische Bildung vermittelt werden

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, der UNO, sollte refor-
miert werden, u. a. sollte das Vetorecht abgeschafft und neue 
Mitglieder in den Sicherheitsrat aufgenommen werden

Alle Produkte sollten so gekennzeichnet sein, dass der Verbrau-
cher auf einen Blick erkennen kann, ob bei der Herstellung des 
Produktes auf gute Arbeitsbedingungen, faire Entlohnung, die 
Schonung der Umwelt usw. geachtet wurde

Allen Änderungen des Grundgesetzes muss in einer Volks-
abstimmung zugestimmt werden

Die EU sollte sich für eine stärkere Kontrolle der internationalen 
Finanzmärkte einsetzen

Es sollten für alle Eltern von kleinen Kindern und Schulkindern 
Kurse angeboten werden, die ihnen Wege aufzeigen, wie Kinder 
gewaltfrei erzogen werden können

Wenn Unternehmer ihrer Verantwortung für ihre Mitarbeiter 
und für die Gesellschaft nicht gerecht werden, sollte dies 
öffentlich bekannt gemacht werden und gegebenenfalls 
Geldstrafen zur Folge haben

Alle Produkte sollten von unabhängigen Verbraucherschutz-
organisationen kontrolliert und gekennzeichnet werden

Die Bürger sollten mehr Mitspracherecht bei der Gesetzgebung 
erhalten z. B. durch die Einführung von Volksentscheiden auf 
Bundesebene

Alle Unternehmen sollten gesetzlich dazu verpflichtet werden, 
nachhaltig zu wirtschaften, also z. B. Umwelt und natürliche 
Ressourcen stärker zu schonen

Im Schulunterricht sollten Teamverhalten und Toleranz stärker in 
den Vordergrund rücken

An den Schulen sollte stärker darauf geachtet werden, dass 
Schüler ihre Streitigkeiten ohne Gewalt lösen, z. B. durch die 
Ausbildung von Schülern zu Streitschlichtern

Unternehmen, die gegen das Arbeitsrecht, den Umweltschutz 
oder Menschenrechte verstoßen, sollten keine öffentl. Aufträge 
(vom Bund, den Ländern oder den Gemeinden) mehr erhalten

Angaben in Prozent

Gesamtergebnisse: Ausschuss Globalisierung

Es stimmen dieser Forderung zu: unentschiedeneher nicht eher javoll und ganz
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werden, damit der Verbraucher auf einen Blick erkennen kann, ob bei der ganzen Produktionskette 

auf faire Entlohnung und soziale wie ökologische Standards geachtet wurde. 78 Prozent der Bevöl-

kerung entscheiden sich für diese Maßnahme, davon 34 Prozent „voll und ganz“. Dabei sollen alle 

Produkte von unabhängigen Verbraucherschutzorganisationen kontrolliert und gekennzeichnet wer-

den, was bei 90 Prozent der Menschen auf Zustimmung trifft. 95 Prozent Bevölkerung teilt auch die 

Auffassung des BürgerForums, dass Unternehmen gesetzlich verpflichtet werden sollen, nachhaltig 

zu wirtschaften, davon 56 Prozent „voll und ganz“. Sollten Unternehmen ihrer Verantwortung für 

Mitarbeiter und Gesellschaft nicht gerecht werden, wollen 86 Prozent der Bevölkerung ebenso wie 

das BürgerForum dies durch öffentliche Bekanntmachungen und Geldstrafen sanktioniert wissen.

Beteiligung der Bürger – mehr Mitspracherechte bei der 
Gesetzgebung 
Um in Zeiten schneller globaler Veränderungen der wachsenden Politikverdrossenheit entgegenzu-

wirken, fordert das BürgerForum mehr Mitspracherechte bei der Gesetzgebung. Eine klare Mehrheit 

von 55 Prozent aller Bürger teilt diese Forderung nach mehr direkter Demokratie durch Volksent-

scheide auf Bundesebene „voll und ganz“, weitere 31 Prozent entscheiden sich „eher“ dafür. Auch 

eine klare Mehrheit von 76 Prozent der Bevölkerung schließt sich der Forderung an, allen Ände-

rungen des Grundgesetzes in einer Volksabstimmung zustimmen zu lassen. Für die stärkere Ein-

bindung der Bürger in die politische Willensbildung soll aus Sicht von 66 Prozent der Bevölkerung 

mehr politische Bildung im Fernsehen vermittelt werden. Und durch die Einführung von Jugendpar-

lamenten in Städten und Gemeinden sollen, wie ebenfalls 65 Prozent der Bevölkerung meinen, über 

Fragen entschieden werden, die Jugendliche betreffen.

Internationale Standards – Basis für global gerechte Marktwirtschaft
Die Mitglieder des BürgerForums erwarten von den nationalen Regierungen und der EU, dass sie 

sich für die Einführung international verbindlicher Standards im globalen Markt einsetzen. Das 

Ziel ist ein globales Wirtschaftsrecht, das besonders auf Ziele wie die allgemeine Menschenwürde 

und Nachhaltigkeit gerichtet ist. Als Unterstützung für diesen Kurs fordern BürgerForum und 69 

Prozent der Bevölkerung „voll und ganz“, dass Unternehmen, die gegen das Arbeitsrecht, gegen den 

Umweltschutz oder gegen Menschenrechte verstoßen, keine öffentlichen Aufträge mehr erhalten 

sollen. Dass die EU sich zugleich für eine stärkere Kontrolle der Finanzmärkte einsetzen soll, teilen 

86 Prozent der Bevölkerung, davon 43 Prozent „voll und ganz“.

Um mehr Lebenschancen aller Menschen zu ermöglichen, sollen die internationalen Organisationen 

demokratisiert werden. So sollen aus Sicht des BürgerForums der Sicherheitsrat der Vereinten Na-

tionen reformiert, das Vetorecht abgeschafft und zusätzliche Mitglieder aufgenommen werden. 77 

Prozent der Bevölkerung teilen diese Forderung, davon 27 Prozent „voll und ganz“.
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Forschungsfreiheit ohne ideologische Schranken

Ausschuss Innovation
Die Mitglieder des Ausschusses Innovation diskutierten drei Problembereiche. Neben einer ganz-

heitlichen Betrachtung des Innovationsbegriffs debattierten sie über eine innovationsfördernde 

Bildungspolitik sowie ideologische Beschränkungen in der Forschung. Der Ausschuss Innovation 

entwickelte dazu vier Lösungsvorschläge.

Kommunikation – Voraussetzung für Wissensgenerierung 
Die Ausschussmitglieder beklagen, dass der Mensch in der Marktwirtschaft oft nur als Produktions-

faktor gesehen wird. Innovation kann in den Augen der Teilnehmer des BürgerForums aber nur dann 

entstehen, wenn der Mensch nicht auf seine vorherrschenden Kompetenzen reduziert wird, sondern 

wenn die Rahmenbedingungen geschaffen werden, seine Potenziale zu entdecken, weiterzuentwi-

ckeln und auszuschöpfen. Das Internet spielt nach Sicht des Ausschusses zum Zweck der Informati-

onsbeschaffung und der Kommunikation eine zentrale Rolle. Bestandteil des BürgerProgramm ist es 

daher, für alle Menschen einen Internetzugang in Bildungs- und Sozialeinrichtungen zu gewährleis-

ten. Diese Forderung unterstützt auch eine große Mehrheit der Bevölkerung (80 Prozent). Um gerade 

denen, die nicht mit Computern aufgewachsen sind, die Möglichkeit zu geben, das Internet für sich 

zu entdecken, verlangen die Verfasser des BürgerProgramms, dass der Staat altersgerechte Compu-

terkurse anbietet. Diese Einschätzung teilen 38 Prozent der Bevölkerung allerdings „eher nicht“.

Bildung – Urquell von Innovation
Nur eine Bildungspolitik, die stärker auf die individuelle Bedürfnisse und Begabungen von Schülen 

ausgerichtet ist, vermag aus der Sicht der Teilnehmer des BürgerForums Kreativität und Innovati-

on optimal zu fördern. Daher sollte der Staat die finanziellen Ressourcen für Schulen und weitere 

Bildungseinrichtungen erhöhen. Dem stimmt die deutsche Bevölkerung mehrheitlich zu (93 und 

96 Prozent). Neben der Bildungspolitik, spielt im Ausschuss Innovation auch Familienförderung 

eine wichtige Rolle, denn Kinder sind die Zukunft der Gesellschaft. Innovative Modelle, wie das 

Mehrgenerationenhaus oder „die Leihoma/der Leihopa“, sind hier gefragt. Darüber hinaus fordern 

das BürgerProgramm sowie 94 Prozent der Bevölkerung, dass sich die Öffnungszeiten von Kinderbe-

treuungsstätten stärker nach den Bedürfnissen der berufstätigen Eltern ausrichten sollten.

Forschungsfreiheit ohne ideologische Schranken 
Das BürgerForum erachtet eine wertneutrale Forschungsförderung für eine maßgebliche Grundvo-

raussetzung von Innovationen. Es muss daher sichergestellt werden, dass staatliche Forschungs-

mittel nicht nach parteipolitischen oder ideologischen Gesichtspunkten vergeben werden. Fast alle 

Bürger Deutschlands (94 Prozent) teilen diese Meinung. So schlägt der Ausschuss Innovation vor, 

dass nicht der Staat selbst, sondern ausschließlich unabhängige Gremien, wie beispielsweise der 

Ethikrat, über die Vergabe von finanziellen Mitteln bestimmen dürfen. Neben der Erhöhung des 

Budgets für Forschung differenziert der Ausschuss zwischen Forschung und Anwendung. Während 

die Grundlagenforschung völlig frei sein sollte, muss bei der Anwendung der Forschung auf ethische 

Grenzen geachtet werden.
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Der Staat sollte für alle Altergruppen kostenlose Kurse 
anbieten, in denen man den Umgang mit Computern und 
dem Internet erlernen kann

Die Fähigkeiten und Talente von Menschen, die es in unserer 
Gesellschaft schwer haben, wie gering qualifizierte Jugendliche, 
Langzeitarbeitslose oder Ausländer, sollten stärker individuell 
gefördert werden

Es sollte in allen Schulen und Universitäten freien Zugang 
zum Internet geben

Der Schulunterricht und auch die Aus- und Weiterbildung 
sollten stärker auf die Förderung von Begabungen und 
Kreativität ausgerichtet werden

Die Kinderbetreuungszeiten sollten stärker an die Arbeitszeiten 
von berufstätigen Eltern angepasst werden

Der Staat sollte mehr Geld für Schulen und andere Bildungs-
einrichtungen zur Verfügung stellen

Es muss sichergestellt werden, dass staatliche Forschungsgelder 
nicht nach parteipolitischen oder ideologischen Gesichtspunkten 
vergeben werden

Angaben in Prozent

Gesamtergebnisse: Ausschuss Innovation

Es stimmen dieser Forderung zu: unentschiedeneher nicht eher javoll und ganz
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Bezahlbare Gesundheitsversorgung mit gleichen 
Leistungen für alle Bürger

Ausschuss Soziales
Das Bürgerforum hat sich auf Vorschläge des Ausschusses Soziales verständigt, die eine nachhaltige 

Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme vorsehen, die bessere Integration von älteren Mit-

bürgern, Migranten und sozialen Schwächeren anstreben sowie die soziale Schieflage verringern 

sollen.

Gerechte Sozialsysteme – durch gleiche Ansprüche für alle Bürger
Aus Sicht des BürgerForums sollen die Leistungen des Gesundheitssystems für alle verfügbar und 

bezahlbar sein. Die Bevölkerung teilt diese Meinung nahezu einhellig. 84 Prozent der Menschen 

wollen „voll und ganz“, dass der Staat eine bezahlbare Gesundheitsversorgung für alle sicherstellt. 

Dabei soll aber auch die Eigenverantwortung gestärkt werden. Eine Ansicht, die von der Bevölke-

rung geteilt wird. Denn jeweils 90 Prozent der Menschen treten für den Einblick der Patienten in die 

Arztrechnungen ein und erwarten, dass jeder Einzelne sich gesundheitsbewusster verhält.

Für die Alterssicherung hat sich das BürgerForum auf ein Kombinationsmodell aus Grundsicherung, 

umlagefinanzierter Rente und privater Vorsorge geeinigt. Basis soll eine steuerfinanzierte Grundren-

te sein, die alle in gleicher Höhe erhalten und von der jeder leben kann. In der Bevölkerung stimmen 

76 Prozent der Menschen dieser Forderung zu, 46 Prozent davon sogar „voll und ganz“.

Bessere Integration – mehr „Fördern und Fordern“ für Benachteiligte
Es ist das Ziel des BürgerForums, Menschen mit Migrationshintergrund umfassend am gesellschaft-

lichen und kulturellen Leben zu beteiligen. Vorausetzung dafür sollen verpflichtende Integrations-

kurse für Ausländer sein, die dauerhaft in Deutschland leben wollen. 68 Prozent der Bevölkerung 

schließen sich dieser Ansicht „voll und ganz“ an. Ebenfalls eine Mehrheit von 67 Prozent stimmt der 

Forderung des BürgerForums zu, dass Ausländer, die hier leben und Voraussetzungen wie Sprache 

und Ausbildung erfüllen, einen Anspruch auf die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten sollen. Al-

lerdings können sich nur 20 Prozent dieser Auffassung „voll und ganz“ anschließen.

Größere Mehrheiten in der Bevölkerung finden sich für die Vorschläge des BürgerForums, die Emp-

fänger von Sozialleistungen im Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe intensiver zu fördern (93 Prozent) 

und die Antragstellung zu vereinfachen (81 Prozent). Auch die behindertengerechte Bauweise und 

Umrüstung öffentlicher Gebäude erhält in der Bevölkerung breite Zustimmung (92 Prozent).
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Ausländer, die hier leben und bestimmte Voraussetzungen 
(Sprache, Ausbildung usw.) erfüllen, sollten einen Anspruch
auf die deutsche Staatsangehörigkeit haben

Der Staat sollte jedem Bürger ein Grundeinkommen zahlen. 
Dafür entfallen dann alle bisherigen Sozialleistungen wie 
z. B. Hartz IV

Der Staat sollte dafür sorgen, dass ehrenamtliches Engagement 
stärker anerkannt und gefördert wird

Die Anträge für Sozialleistungen (wie Hartz IV, Wohngeld usw.) 
sollten vereinfacht werden

Neue öffentliche Gebäude müssen behindertengerecht gebaut, 
ältere Gebäude entsprechend umgebaut werden

Empfänger von Sozialleistungen sollten intensiver beraten und 
gefördert werden. Es sollte verstärkt Hilfe zur Selbsthilfe 
geleistet werden

Die Gesundheitsvorsorge sollte gestärkt werden. Jeder Einzelne 
sollte stärker als bisher selbst dafür verantwortlich sein, sich 
gesundheitsbewusst zu verhalten

Jeder sollte Anspruch auf eine vom Staat finanzierte Grundrente 
haben, die für alle gleich hoch ist und von der man leben kann

Die Höhe der Sozialleistungen sollte zeitnah an die Preis-
entwicklung angepasst werden

Die Abrechnungen von Ärzten sollten allgemein verständlich 
sein. Auch gesetzlich versicherte Patienten sollten Einblick in 
die Abrechnung ihres Arztes bekommen

Es sollte ein bundesweit einheitlicher Mindestlohn eingeführt 
werden, der es allen Arbeitnehmern ermöglicht, von ihrer 
Arbeit zu leben

Kinder mit Behinderungen müssen in den Schulen und Kinder-
gärten besser gefördert und integriert werden

Bei der Erziehung von Kindern in Kindergärten, Schulen usw. 
sollte stärker auf Vermittlung von Werten wie Hilfsbereitschaft, 
freiwilliges Engagement usw. geachtet werden

Ausländer, die dauerhaft in Deutschland leben wollen, müssen an 
Integrationskursen teilnehmen, in denen ihnen die Grundwerte 
unserer Gesellschaft, Rechtsordnung und Kultur vermittelt werden

Der Staat muss eine bezahlbare Gesundheitsvorsorge für alle 
Bürger sicherstellen

Angaben in Prozent

Gesamtergebnisse: Ausschuss Soziales

Es stimmen dieser Forderung zu: unentschiedeneher nicht eher javoll und ganz
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Gegen die soziale Schieflage – Mindestlöhne und eine allgemeine 
Grundsicherung
Der Forderung des BürgerForums, gegen die soziale Schieflage bundesweit einheitliche Mindest-

löhne einzuführen, die es allen Arbeitnehmern erlauben, von ihrer Arbeit zu leben, wird von einer 

Mehrheit von 56 Prozent der Bevölkerung „voll und ganz“ unterstützt. Weitere 20 Prozent stimmen 

dieser Forderung „eher“ zu. Auch die zeitnahe Anpassung der Höhe der Sozialleistungen an die 

Preisentwicklung erhält eine Zustimmung von 92 Prozent in der Bevölkerung, davon 51 Prozent 

„voll und ganz“. Geteilter sind die Meinungen in der Bevölkerung zur Forderung des BürgerForums, 

alle bisherigen Sozialleistungen wie Hartz IV in eine allgemeine Grundsicherung umzuwandeln. 

Zwar unterstützt auch hier eine Mehrheit von 62 Prozent diese Idee, davon aber nur 28 Prozent „voll 

und ganz“. Und 38 Prozent der Bevölkerung schließen sich dieser Auffassung nicht an.

Klare Mehrheiten für eine ökologische Umsteuerung

Ausschuss Umwelt
Der Umweltausschuss hat im BürgerForum Mehrheiten für Problemlösungen gefunden, die die ge-

fährdeten Lebensgrundlagen schützen, die Ausbeutung der Natur durch nicht erneuerbare Energien 

und Ressourcen beenden sowie die Sensibilität für Umweltfragen erhöhen sollen.

Schutz der Lebensgrundlagen – 
Verbot der Gentechnik und Tempolimit bei 130 km/h
Das BürgerForum fordert mit großer Mehrheit die Umstellung der Landwirtschaft auf die umwelt-

schonende Produktion gesunder Lebensmittel. Deshalb findet das BürgerForum auch ein Verbot 

der „grünen“ Gentechnik notwendig. Beide Forderungen treffen auch in der Bevölkerung auf breite 

Zustimmung. So erwarten 94 Prozent aller Bürger eine größere Beachtung für eine umweltschonen-

de Produktion von Lebensmitteln. Über drei Viertel der Menschen tritt für ein Verbot gentechnisch 

veränderter Pflanzen ein. 

Ebenfalls zum Schutz der Lebensgrundlagen soll aus Sicht des Bürgerforums der Güter- und Perso-

nenverkehr viel stärker auf Schienen, Busse und Wasserstraßen verlagert werden. Für die Umsteue-

rung fordert das BürgerForum u. a. auch ein allgemeines Tempolimit von 130 km/h auf Autobahnen. 

Mit dieser Forderung stößt das BürgerForum auch bei fast zwei Dritteln der Bevölkerung auf eine 

breite Zustimmung. Noch größer ist die Zustimmung für den Ausbau des öffentlichen Verkehrs. 

Über 80 Prozent der Bevölkerung treten für die Begrenzung des LKW-Verkehrs und den Ausbau von 

Bahnen und Bussen ein.
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Vorbildliches umweltfreundliches Verhalten sollte vom Staat 
mit Sach- oder Geldprämien belohnt werden

Die Medien sollten das Umweltbewusstsein der Bevölkerung 
stärken, z. B. sollte es im Fernsehen mehr Sendungen zu 
Umweltthemen geben

Alle Lehrer und Erzieher sollten sehr viel besser darin 
ausgebildet werden, wie man Kindern Umweltthemen vermittelt

Es sollte ein allgemeines Tempolimit auf allen Autobahnen 
geben, z. B. 130 km/h

Der öffentliche Personennahverkehr (Busse, Bahnen usw.) 
sollte stark ausgebaut werden

Der Anbau von gentechnisch veränderten Pflanzen muss 
verboten werden

Umweltschädliche Produkte und Techniken sollten stärker 
besteuert werden

Der LKW-Verkehr sollte begrenzt werden, es sollten mehr Güter 
mit der Bahn und per Schiff transportiert werden

Die Nutzung oder Anschaffung umweltfreundlicher Produkte 
oder Techniken sollte vom Staat stärker gefördert werden

Bei der Erziehung von Kindern in den Kindergärten und Schulen 
sollte größerer Wert auf ein umweltbewusstes Verhalten gelegt 
werden

Es muss stärker als bisher darauf geachtet werden, dass 
Lebensmittel gesund und umweltschonend produziert werden

Bund, Länder und Gemeinden sollten bei ihren Anschaffungen, 
z. B. von Dienstwagen, Büroausstattungen usw. stärker auf 
Umweltverträglichkeiten achten

Erneuerbare Energien sollten in Deutschland rasch ausgebaut 
werden (z. B. durch mehr Solaranlagen, Windkraftwerke, 
Wasserkraftwerke usw.)

Unternehmen, die die Umwelt belasten oder schädigen, müssen 
auch alle Folgekosten dafür übernehmen

Angaben in Prozent

Gesamtergebnisse: Ausschuss Umwelt

Es stimmen dieser Forderung zu: unentschiedeneher nicht eher javoll und ganz

x = unter 0,5%

80

61
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56
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33
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1

1

1
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13

34
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30 54 115

28 41 130
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x
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Erneuerbare Ressourcen – klare Mehrheiten für ökologische 
Umsteuerung
Das BürgerForum strebt eine schnelle und radikale Senkung der CO2-Emissionen durch die Umstel-

lung auf erneuerbare Energien an. Die Teilnehmer des Forums finden mit 94 Prozent eine nahezu 

einhellige Zustimmung in der Bevölkerung, 61 Prozent der Bevölkerung unterstützen den raschen 

Ausbau der erneuerbaren Energien sogar „voll und ganz“.

Für die ökologische Umsteuerung hin zu erneuerbaren Ressourcen erwartet das BürgerForum eine 

größere Rolle staatlicher Anreize, um umweltfreundliche Produkte und Technologien zu fördern und 

umweltschädliche Produktionsweisen zu verringern. Die Bevölkerung unterstützt diese Forderun-

gen mit großen Mehrheiten. So finden es 80 Prozent „voll und ganz“ richtig, wenn Unternehmen 

künftig alle Folgekosten für Umweltbelastungen tragen. Deshalb sollten aus Sicht von 88 Prozent 

der Menschen umweltschädliche Produkte und Techniken stärker besteuert werden, und 91 Prozent 

treten für die stärkere Förderung umweltfreundlicher Produkte ein.

Umweltbewusstsein – mehr Bildung für die Umwelt
Im BürgerForum herrschte große Einigkeit darüber, dass mehr Umweltbildung und mehr Umweltin-

formationen der Schlüssel für umweltbewusstes Verhalten sind. Ebenso wie das BürgerForum sind 

auch fast 90 Prozent der Bevölkerung der Meinung, dass Lehrer und Erzieher sehr viel besser für 

die Vermittlung von Umweltthemen ausgebildet sein sollten. Und 96 Prozent legen Wert auf mehr 

Erziehung zu umweltbewusstem Verhalten in Kindergärten und Schulen. Auch die Medien sollten 

aus Sicht von 84 Prozent der Bevölkerung das Umweltbewusstsein stärken, zum Beispiel durch mehr 

Sendungen im Fernsehen. Und über 60 Prozent finden es richtig, wenn der Staat umweltfreundli-

ches Verhalten mit Geld- und Sachprämien fördert.
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